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”77‘\kann CS geschehen, daß Nıchtchristen, darunter auch wırd es miıt orößerer Aussıcht auf eiınen gewıssen Erfolghumane Kommunisten, iın ıhren Forderungen ach Aner- auch ın diesem Bereıich dort tun, S1€e als wichtiger öt-kennung der Menschenrechte sıch ausdrücklic tür elı- tentlicher Faktor respektiert werden mu{ Das gilt für dieyionsfreiheıit einsetzen, die Kırche ıhnen 1aber aut Grund meısten lateinamerikanischen Länder. Chıile 1St gegenwar-ıhrer Lage un! der z befürchtenden eventuellen Folgen tıg eın besonderes Beispiıel dafür Sıe hat 6S dort vielnıcht einmal iıhre Sympathıe bekunden annn Sıe hat abzu- schwerer, sS1e dieses Gewicht nıcht hat Das gilt tür viele
wagen, ob S$1e Jjeweıls reiten wıll, W 2a5 Jjeweıls och reiten atrıkanische Länder. Rhodesien, auf rund der Stammes-ISt, oder ob s1e durch eindeutige Stellungnahme auch den verhältnisse in gew1ssem Sınne auch Uganda sınd ın eLtwa
Rest Wiırkungsmöglichkeit gefährden dart Diese Getahr solche Gegenbeıispiele (vgl ds Hett, 243) Wenn freilichesteht ın anderen ommunistischen Ländern, die NUu. ımmer stärker die Kırche insbesondere 1m Blick aufKırche stärker 1m olk verankert ISt, nıcht ın gleicher die Dritte Welt als Vorkämpterin für Menschenrechte her-
Weıse. Vorkämpfter tür Menschenrechte wırd S1e aber in ausgehoben wırd, dart INa  } dies nıcht überschätzen. Dıiekommunistischen Ländern In der Regel ın eıner wırksa- eigentliche Bewährungsprobe steht vielerorts ErSt bevor,
INnen Weıse nıcht seın können. Dafß CS ökumenische Gre- besonders ın der sıch stärker verselbständigenden bzwmıen selbst außerhalb des ommunistischen Bereıchs, autochthoner werdenden Kırche Afrıkas Führt S1e den
WENN S1e tür alle Kırchen sprechen wollen, nıcht leichter Schwarzen Kontinent mıt 1ın eıne reiıere Zukun L, oderhaben als eıne Eınzelkırche, zeıgt die durch die Orthodo- wırd S$1e ın rassıstischer un:! tribalistischer Selbstzerflei-X1e 1m SowjJetbereich mitbedingte bısherige Verschlep- schung Miıt zerrieben ? Das Vermögen der Kırche in Men-
Pung eıner ottenen Aussprache über die Religionsfreiheit schenrechtsfragen 1St außerst verschieden Je nach den e1ge-iın diesem Bereich (vgl auch ds Heltt, 255)) Nnen Verhältnissen und Je nach den polıtischen Vorausset-

Anders verhält sıch selbst Dıiıktaturen außer-
zZzungen iıhres Wirkens. Der Aulftrag 1St treilich klar Sıe
i weltweıt nıcht 11Ur 7A06 Stärkung eıner humanerenhalb des kommunistischen Bereıchs. Wo Religionsfreiheit Moralıtät 1mM Wırrwarr politischer Maächte, sS1e kann auch

wenı1gstens nıcht systematisch eingeschränkt wırd un die Zur Rückgewinnung iıhrer geschichtlich verlorenenKırche nıcht grundsätzlıch ın Frage gestellt Ist; aber allge- Glaubwürdigkeit beitragen. S1e wırd heute als Anwaltmeıne Menschenrechte vorenthalten werden, annn S1€ personaler Freiheitsrechte respektiert, aber 1Ur iın schma-sıch, mu{( S1e sıch nachdrücklicher tür die Durchset- len Bereichen der Erde un auch dort vornehmlıch auf Be-
ZUNg der grundlegenden Freiheitsrechte einsetzen. S1e währung.
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anteıl VO  . 6,1 auf 16,2 Prozent CI -Die Überfremdungs- un
höhte Diese rasche Zunahme desAusländerpolitik in der Schweiz Ausländerbestandes, der zudem mehr
als ZUuUr Hältte 4aus ıtalıenischen Staats-

ach der klaren Ablehnung der dreı e außergewöhnlıch hohen Bedart angehörıigen bestand un! besteht,fremdenfeindlichen Volksbegehren in Arbeitskrätten, der NUur durch den tührte ın eiınem großen Teıl derder Volksabstimmung DO 13. März Zuzug eiıner großen Zahl VO  - Auslän- Schweizer Bevölkerung eiınem Un
1977 raucht sıch die schweizerische dern gedeckt werden konnte. behagen, das ın mehreren Volksbe-
Ausländerpolitik nıcht mehr einselt1g Da eiınerseıts VO  ; den Bundesbehör- gehren polıtisch relevant ZU Aus-
oder nahezu ausschließlich 1m Feıl- den eıne zunächst freizügige Eınwan- druck gebracht wurde.
schen Zahlen erschöpten. Di1e derungspolitik befolgt wurde erst
So  ten Überfremdungsinitiati- VO  - 1963 wurden Maßnahmen Z
ven betrachteten namlıch das Auslän- Begrenzung der Zahl der erwerbstäti- Die Überfremdungs-
derproblem ausschließlich als eiıne SCchH Ausländer angeordnet und sıch inıtiativen und
Frage der Zahl,; die c iın denL anderseıts dıe Wırtschaftt keine Giren- ıhre Folgen
NnNen Jahren auf polıtischer Ebene auch ZCN ETIZTE, hatte sıch die Zahl der Aus-
sCWwesen 1St Di1e rasche Steigerung der linder VO 950 bıs 970 beinahe VCI- Dıie Überfremdungsinitiative, 965
Wiırtschaftstätigkeit ach dem Zweıten VO  _ der Demokratischen Parteı desviertacht: S1e stıeg VO:  — 285 000 autf
Weltkrieg tührte 1ın der Schweiz e1- 003 000, WwOomıt sıch der Ausländer- Kantons Zürich eingereicht, verlangte,
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daß die Zahl der ausländischen Nıe- dafßß die a„usländische Wohnbevölke- INunNng unterbreiten können. Beı e1l-

rung selt Februar 1975 ständıg ab- NeT Stimmbeteiligung VO och 44,6 Ondergelassenen und Autenthalter autf
höchstens 10 Prozent der Wohnbevöl- nımmt (Ende 1974 CS 064 5726 wurden in der Volksabstimmung VO

kerung herabgesetzt werde. Nachdem Jahresaufenthalter und Niedergelas- 13. März 1977 9808 alle dreı Volksbe-
die Bundesbehörden 1968 die Begren- SCNC, Ende 1976 och 959 000). Die gehren klar abgelehnt: die 4. Über-
zungsvorschriften verschärtt hatten, dreı weıteren fremdenteindlichen tremdungsinıtlatıve mıt 71 o Neın-
wurde dieses Volksbegehren zurück- Volksbegehren torderten denn auch Stimmen 29 % Ja-Stimmen, die

eıneSCZOHCN. Eın Jahr spater verlangte die weniıger Herabsetzung des 5. Übertremdungsinitlative mıt 66 %
Überfremdungsinitiative der Na- höchstzulässıgen Ausländerbestandes Neın-Stimmen 34 % Ja-Stim-

als vielmehr eine Verweigerung der iInen und die Staatsvertragsinitiativetionalen Aktıon die UÜbertrem-
dung VO olk un! Heımat eiıne Eingliederung der Ausländer 1n die mıt 77 % Neın-Stimmen 23 %
ditterenziertere Herabsetzung des schweizerische Gesellschatt. Ja-Stimmen. Nach diesem klaren
Ausländeranteıls auf 10 Prozent des Volksentscheid annn und mMu: 9808 dıe
Bestandes der schweıizerischen Staats- Die Überfremdungsinitiative, das behördliche Ausländerpolitik das

Republikanische Volksbegehren ‚ ZUIMN Ausländerproblem umtassender aNSC-angehörıgen. Dıie Bundesbehörden
hentraten 16. März 970 eıne Cr Schutze der Schweıiz‘‘, torderte dıe

Fremdarbeıiterregelung, die den Be- Zahl der ausländıschen Niedergelasse-
nen un: Autenthalter iınnerhalb VOstand der Erwerbstätigen mıt (3anz- Gesellschaftlichejahresaufenthalt un! Niedergelassenen zehn Jahren gesamtschweizerisch aut

aut dem Stand VO  - Ende 1969 stabılı- 125 Prozent des Bestandes schwei- Eingliederung
sıeren sollte. In der Volksabstimmung zerischen Staatsangehörigen herabzu-
VOoO Junı 1970 wurde dann beı eıiner seLizen Von dieser Mafßnahme waren Die Schweiz wird, unabhängıg von der
Stimmbeteilıgung VO  - 74,1% das anderem die Saisonarbeıter 4aUuUS- strukturellen und konjunkturellen

Entwicklung ıhrer Wirtschaft, auchVolksbegehren miıt 46 % Ja-Stimmen gworden, die eın Anrecht
54o Neılin-Stimmen abgelehnt. aut Familıennachzug haben und auch weıterhiıin eıne verhältnismäßig hohe

Obwohl der Bestand der erwerbstäti- arbeıts- und sozlalversicherungsrecht- Zahl VO Ausländern beschäftigen.
Deshalb halten auch die Bundesbehör-pCn Ausländer bereıts Ende 1970 sSLa- ıch benachteıiligt sınd Dıe ber-

bilisiert werden konnte, reichte die fremdungsiniıtiative, das VON der Na- den Vorkehrungen tür notwendig, die
Natıionale Aktıon 1972 die ber- tionalen Aktıon eingereichte Volksbe- den Ausländern, besonders wWwEeNn s1€
fremdungsinitiative e1ın, die gehren ‚3 ZUX Beschränkung der Eın- mıt ıhren Famılien Jangfri-
anderem verlangte, den Ausländeran- bürgerungen““‘, wollte die Eınbürge- st1g der dauernd ın der Schweiz blei-
teıl auft 12 Prozent des Bestands rungen aut insgesamt höchstens 4000 ben, die Eingliederung ın die schweı-
schweıizerischen Staatsangehörıigen, Personen ProO Jahr beschränken, un! zerische Gesellschaft erleichtern. Dıie
den Saisonarbeiterbestand auf 150000 ZWar lange, „„als die ZESAMLE Wohn- Ausländer sollen sıch einleben kön-
un! die Zahl der renzganger auf bevölkerung der Schweiz die Zahl VO  } NCN, daß s$1e sıch auch als Ausländer

begrenzen. Im Juli 1973 500000 überschreıtet und die 1LLe- heimisch fühlen können, ohne daß s1e
deswegen ıhre angestammte kulturelledehnten dıe Bundesbehörden das Sta- bensmittelproduktion aut Jandese1ige-

bilisıerungsziıel auch auf die Saisonar- NeTr Grundlage ZUuUr: üblichen Ernäh- Eıgenart verlieren mussen.
beitskrätte aus, un! 1m Julı 1974 WUuf[- Iung der Wohnbevölkerung nıcht egen diese gesellschafttliche Einglıe-

ausreicht‘‘. Damıt ware dıe Autnahmeden die allgemeinen Begrenzungsvor- derung stehen NU.:  en aber, w1e€e eıne VO

schriften och weıter verschärtt mıiıt der assımıilierten Ausländer 11S$ soziologischen Institut der Universität
der erklärten Absıcht, ‚„‚mindestens Schweizerbürgerrecht drastisch einge- Zürich durchgeführte Survey-Analyse

schränkt un:! die Zzweıte Generatıonoch in diesem Jahrzehnt die zahlen- bestätigt hat, wirtschaftliche nteres-

mäßıge Stabilisıerung der ausländıiı- 1Ns staatspolitische (Jetto CZWUNSCH SCI4. In eıner Ssogenannten ‚„neofeuda-
worden. Die dritte tremdenteıindliche len Absetzung“ wırd dıe Anwesenheıtschen Wohnbevölkerung verwirk-

lıchen un:! anschließend eiıner Inıtiative, das VON der Nationalen Ak- der Ausländer akzeptiert, ıhre Inte-
schrıittweisen Herabsetzung der Zahl t10n eingereichte Volksbegehren nge_ gration jedoch verweıgert. ‚„Eıne Polı-

tik der neoteudalen Absetzung verfol-der Ausländer überzugehen‘“‘. Beı e1l- SCH die Beschränkung des Stimmrechts
neTr Stimmbeteıliıgung VO 70,3 % be1 Staatsvertragen mıiıt dem Ausland‘‘, SCH diejenıgen, die iınfolge der Eın-
wurde ın der Volksabstimmung VO wollte vordergründiıg NUur alle völker- wanderung VO  $ Ausländern aufgestie-
0. Oktober 1974 die drıtte ber- rechtlichen Verträge dem takultativen gCH sınd un! deren Posıtion soweıt
fremdungsinitiative miıt 66 % Neın- Referendum unterstellen; miıt der gefestigt Ist, dafß dıe bloße Anwesen-

Rückwirkungsklausel War aber beab- eıt VO  3 Ausländern s1e nıcht mehr be-Stimmen 34 % Ja-Stiımmen denn
auch deutlich abgelehnt. Die 975 und sıchtigt, das bestehende Abkommen droht;: eıne Gefährdung ware erst dann
1976 verordneten Verschärtungen der zwıschen der Schweiz un! Italıen ber beftürchten, wenn auch den Auslän-
Begrenzungsmaßnahmen und der die Auswanderung iıtalıenıiıscher Ar- dern der Zugang höheren Posit1i0-
haltende Beschäftigungsrückgang ın beitskräfte ach der Schweıiz VO nNen offenstünde. eıne solche Polıi-
der Wirtschaftt haben dazu geführt, ‚ August 1964 eıner Volksabstim- tiık gewählt wiırd, hängt demnach
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davon ab, ob eın genügend großer len Gebieten (namentlich aut soz1aler, die Saisonarbeiter in der Gestaltung
Rangunterschied den Ausländern polıtischer, gewerkschalttlicher und der soz1ıalen Sıcherheit gegenüber den
esteht oder nıcht‘‘ (Zusammentas- wirtschafttlicher Ebene) konkrete übrigen ausländischen Arbeitneh-
SUuNg der Survey-Analyse). Schritte unternehmen, damıt unseTe MC  9 die aut LICUMN Monate testge-

Gesetzgebung die Ehe aller Menschen, SELZiIE Beschäftigung entspricht heute
Das Ausländerproblem annn aber die auernd oder vorübergehend iın nıcht mehr den wiırtschafttlichen und

unNnseTrTeN Lande leben, anerkennt undlangfristig NUur dann einer Lösung na- technologischen Gegebenheıten. Aus
hergebracht werden, wenn dıe Inte- schützt Im besonderen befürwortet diesen Gründen lehnen die Kırchen die
gration der Ausländer gefördert wiırd, s1e dıe Aufhebung der derzeıtigen Weitertührung der geltenden Saıson-
deren institutionelle Voraussetzung Regelung tür Saisonarbeiter.“‘‘ arbeiterregelung in das eu«cC (sesetz
eıne gesicherte Rechtsstellung des e1N- 1b un! schlagen dessen ZuUuf Aus-
zelnen Zuwanderers bıldet. Deshalb übung VO  — ıhrer Bestimmung ach
bezweckt auch das eCEUuUEC Ausländerge- zeıitlich wirklich begrenzten Arbeiten
SELZ, das ZUu[fr eıt 1mM Entwurt vorliegt, Engagement allentalls eıne Regelung MIıt Autent-
den Ausländern in der Schweiz eine der Kirchen haltsbewilligungen kürzerer Dauer
Rechtsstellung geben, die ıhnen 1mM VOTL.

SO annn sıch die kürzlıch veröttent- PolıitischeAnwesenheitsverhältnis Sıcherheit D Unterstützung könnten
währt, un! ıhnen den ertorderlichen lıchte „gemeinsamMme Vernehmlassung‘“‘ diese kırchlichen Stellungnahmen
Rechtsschutz einzuräumen, die der Schweizer Bischofskonferenz UuN durch das Volksbegehren 55 Ur eine
Integration Öördern. Das Z eıt des Schweizerischen Evangelischen nNeue Ausländerpolitik, Inıtiative
geltende Ausländerrecht 1st iın eiınem Kirchenbundes ZU Entwurt für das ‚Mitenand‘“‘ erhalten, die die ertor-

derliche Unterschrittenzahl erreichtBundesgesetz VO  3 1931.: das Fremden- eCuUue«C Ausländergesetz auch aut eiınen
polizeirecht Ist; und in einer Reıihe VO synodalen Entscheid berufen, wenn sS1e hat,; die aber och nıcht eingereicht

wurde. Dıieses Volksbegehren VCI-Verordnungen, Verfügungen, Weı- die Ubernahme der geltenden Saıison-
SUNSCNH, Kreisschreiben un! Rıchtli- arbeiterregelung 1ın das CUuU«C Gesetz langt, dafß in der Bundesverfassung
nıen geregelt. Das eueE€E (Gzesetz 111 ablehnt. Dabei übersieht sS1e nıcht, daß anderem bestimmt wird, daß die
nıcht 1Ur das Ausländerrecht 1905 weıte Kreıse auUu$S wirtschaftspolitischen Gesetzgebung aut dem Gebiet der
menfassen, durch eıne größere beziehungsweise beschäftigungspoli- Ausländerpolitik die Menschenrechte,
Übersichtlichkeit die Rechtssicherheit dıe soz1ıale Sıcherheıit und den amı-tischen Gründen aut die jederzeıt VeI-

erhöhen un die Rechtswahrung tügbare und jederzeıt abschiebbare lıennachzug der Ausländer siıchert;
erleichtern, sondern überdies eıne Arbeitskratt der Saisonarbeıter nıcht dafß s1€ die Interessen der Schweizer
Reihe VO  . grundsätzlıchen Verbesse- verzichten wollen. Beı einer Ver- un! der Ausländer gleichermaßen be-

bringen. Zur Enttäuschung schlechterung der Beschäftigungslage rücksichtigt; dafß S1e eıner AaUSSCW OBC-
annn durch Abbau des Sa1isonarbei- NCNn sozıalen, kulturellen un! wirt-der Kırchen soll hingegen die schwer-

wıegendste integrationshemmende terbestandes Arbeitslosigkeıit ‚ CXPOTI- schaftlichen Entwicklung Rechnung
Schranke, das Saısonarbeıiterstatut, tiert‘‘ werden. tragt. Folgerichtig verlangt eıne ber-
nıcht abgebaut werden. eiım Saisonarbeiterstatut werden gangsbestimmung, daß die Sa1sonar-
Schon die Synode f lehnte in eiıner gunNsStCch der Interessen der reinen beıter den Autenthaltern gleichzustel-
gesamtschweızerisch verabschiedeten Arbeitskratt wichtige Bedürfnisse des len und daß die bisherigen Rechtsbe-
Erklärung die durch verschiedene Menschen in einem ethisch nıcht VCI- schränkungen innert 5 Jahren ach

X
Bundesvorschriften CIZWUNSCILC Iren- antwortbaren Ausmaßf vernachlässıgt. Annahme der Inıtiatıve autzuheben

selen.NUung der ausländischen Arbeiter VO  —_ ach Ansıcht der Kırchen tehlt ıhm
ıhren Famıilien ab Dıiese Vorschrit- Jjene soz1ı1ale Ausgestaltung, die eiıner
ten ‚‚bedrohen die Gastarbeıiter mMiı1t menschliıchen Arbeits- un! Soz1alpo-
Störungen 1mM Getühls- un: Sexual- lıtık genugen vermöchte: Es VCI- Umdenkprozeß notwendı
bereich un: verursachen adurch hiındert eın gesundes, normales Zu-
zahlreiche Krısen 1mM Famıilıenleben, sammenleben VO  — Mann und Tau iın Obwohl alle kırchlichen Verlautba-
indem sS1e dessen Gleichgewicht und der Ehe un:! die Bildung gesunder Fa- tür die Zielsetzung dieses

milienverhältnisse miıt normalen Be-harmonische Entfaltung beeinträchti- Volksbegehrens sprechen und obwohl
SCH Die Beibehaltung einer derartıgen zıehungen zwıschen Kındern und Va- VO  —$ römisch-katholischer Seıite die

ter; das TZWUNSCHC Getrenntleben, großen Verbands- und Parteiorganisa-Regelung, die heute NUur noch auf frag-
würdıigen wırtschafttlichen Überle- verbunden mıiıt dem Leben in Barak- tionen im Inıtiatıyvkomitee vertretiten

beruht, stellt eıne Ungerech- ken, tuhrt ZuUur gesellschaftliıchen un! sınd, War die Sammlung der Unter-
tigkeit dar, die WIr als engagıerte psychischen Isolatıon und hemmt die schriften eın Jlangwieriges Untertan-
Christen ANPDPTaANSgErN un:! beseıitigen personale Entfaltung; CS schafft dıs- SCH, daß die politische Bedeutung

kriminiıerende Verhältnisse zwiıischen dieser Aktıon schwer abzuschätzen 1Stmussen. Dıie Synode richtet die
Christen un! alle Menschen guten den 1im Bau beschäftigten Ganzjahres- Fuür eıne menschlichere Ausländerpo-
Willens den dringenden Appell, auf al- un! Saısonarbeıtern:;: csS benachteıilıgt lıtık engagıerte Christen beklagen
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denn auch, daß CS den Kırchen ohl zwıschen Schweizern un:! Ausländern Kirche ın Polen gehören. iıne Be-
gelinge, gute Dokumente verfassen, wahrnehmen und weıterentwickeln.“‘ schränkung ıhrer Tätigkeit 1St die Eın-
daß s1ie aber eıne polıtische Aktion schränkung der Rechte ZUr treien 'T1a-
nıcht zustande bringen. Die Kırchen- ıne derart soliıdarische Ausländerpo- tigkeit der Kırche. Der Hauptrat hat
leitungen ıhrerseıts sınd der Auffas- lıtık eiınes einzelnen Staates 1St aber NUur den Sekretär des Episkopats ermäch-
SUNgS, daß s1e innerhalb der heutigen erreichen, wenn 658 auch einer tıgt, gegenüber den staatlıchen Behör-

zwıschenstaatlıchen SolıdarıitätProblematık den größten Beıtrag le1- den gee1ıgnete Schritte unterneh-
sten, WeNNn ıhnen gelıngt, aut allen kommt. Denn mMassıve Wanderungen INCN, mıt dem Zıel, die weıtere
Ebenen der kirchlichen Arbeıit eiınen VO  - den wenıger entwickelten Gebie- ungehinderte Tätigkeit der katholi-
Umdenkprozeß einzuleıten. ten iın hochindustrialisierte Zentren, schen Verlage un|! Kreıse siıcherzustel-
So erklären S1€e iın ıhren Thesen ZUf Sagl die These, „„sınd tür beide len  CC Die Bischöte bezogen also weder

tfür dıe eine och für die andere ParteıAusländerpolitik, die s1€e iın ıhrer Stel- Teıle nachteılıg. Deshalb kommt das
lungnahme Z.Uufr Volksabstimmung Problem der Wanderung erst dann e1- eindeut1ig Stellung, machten aber
VO 13 März 1977 wiıeder in Erinne- neT Lösung näaher, WEn CS uns gelıngt, gleichzeıtig klar, dafß sS1€e die Klubs un!

durch eıne umtassende internatıionalerung gerufen haben, das Hauptzıel der die VO ‚„Znak“ bisher herausgegebe-
Ausländerpolitik ‚„mussen WIr Entwicklungszusammenarbeıt eıne en Zeitschritten un! deren Verlage
den heutigen Umständen VOT allem iın bessere Verteilung der Arbeitsplätze ZU! geistıgen Besitzstand der Kırche

erreichen.‘‘ Der schweizerische zahlen.. Hınter den Kulissen bemuhtder gemeinsamen Gestaltung eıner pC-
meınsamen Zukunft VO Einheimi- Weg dahın wırd vermutlıch VO  3 trem- dıe Kırche sıch weıter eıne 1N1-
schen und Zugewanderten suchen... denteindlichen außenpolitischen In- Sungs
Die vielfältigen Probleme, die sıch ıtlatıven markiert se1ın, weıl die ber-
Schweizern un! Ausländern stellen, fremdungsparteien ach ıhren Ab-

Von Gomulka Zzu Gierekkönnen WITLr NUur gemeinsamer stimmungsniederlagen sıch zweıtels-
Anstrengung un! Verantwortung 1ö- ohne vermehrt außenpolitischen Hra-
SsCI. Deshalb wollen WIr alle Möglıch- SCIL zuwenden und dabeı ıhre isolatıo- Dıie ‚„„Znak“-Gruppe 1St ursprünglıch

eın Kreıs VO  e} Vertretern der katholi-keiten des Zusammengehens un:! der nıstiısche Eıinstellung ZUur Geltung
partnerschattlichen Zusammenarbeit bringen werden. W.-Sp schen Intelligenz, Schritftstellern, Pu-

blizısten und engagılerten Katholiken,
der urz ach dem Krıeg entstand un
sıch die 1945 gegründete KrakauerGefährlicher Bruderzwist be!l Zak? Wochenzeıitschrift „Tygodnik Pow-
szechny““ (allgemeine Wochenzelıl-

Seit mehr als eiınem Jahr spaltet eın SC- nıcht belegen. Vermutli’ch sınd jedoch tung un:! das Monatsblatt „Znak“
fährlicher Bruderzwist die polnische die Streitigkeiten den nıcht reg1- (Zeichen) scharte. Die tührendenKöpfte
katholische Laienbewegung A Zmakc mekontormen Katholiken dem Staat un! Gründer des Kreıses der
|DIS: VO Episkopat bedauerte Bruch recht angenehm. Er Sate durch den „Tygodnık Powszechny“‘‘-Chefre-
ach der Auseinandersetzung die Konzessionsentzug für den War- dakteur erZVy Turowicz un! der Jurist
NCUC Verfassung 1mM Februar 1976 hat schauer Ilub auch Cr 7 wietracht. Stanıslaw Stomma. Angesichts der

schwıierigen Lage, ın der die kommu-dazu geführt, daß 1MmM Parlament eıne Am rsprung des Kontliktes scheinen
Gruppe als ‚‚Znak‘“‘ firmiert, VO  - der aber VOT allem schon lange dauernde nıstische Parteı ımmer mehr das gC-
die ursprüngliche ‚„„Znak“-Bewegung persönlıche Auseinandersetzungen geistige Leben ın ıhren Griuft
nıchts wıssen 11l Nachdem die Be- lıegen. Der Episkopat hat sıch bısher bekommen versuchte, sprachen sıch
hörden dem VO  — der ursprüngliıchen AauUsSs dem Streit weıitgehend herausge- Stomma un:! seıne Freunde damals tür
„Znak‘“-Gruppe geführten War- halten. Wyszynskı empfing einzeln eıne ‚„‚mınımalıstische Lösung“ Aaus

schauer lub der katholischen Intelli- Vertreter beid|er ‚„‚Znak‘“-Rıchtun- Wıe Stomma heute rückblickend Sagtl,
BCNZ Anfang Dezember das Recht sel INan damals der Meınung DEWCSCH,
wirtschattlicher Tätigkeit OS  Einzige offizielle öttentliche Stellung- daß die Kırche wahrscheinlich eıne
haben, türchtet die ursprünglıche nahme des Episkopats 1st dıe 1mM Kom- schwier1ige Periode VOT sıch habe, dafß
sZnak““ ıhre materielle Exıistenz- mun1que ach der 15/ Bischotskonte- S1e sıch auf ıhre geistige Rolle be-

TEIL1Z VO und 10 Februar 19/7/ schränken un! nıcht allzu sehr polı-grundlage. Ihre Institutionen haben
bisher aber och dıe gleichen Zn enthaltene Verlautbarung ber eine tisch aktıv werden solle
schüsse VO der inzwischen VO dem Sıtzung des ‚„HMauptrats des Episko- Mıt zunehmendem Druck des Stalı-

nısmus wurde auch tür Zmak un!abgespaltenen „polnischen Klub der ..  pats Darın heißt CS; der Rat habe
katholischen Intelligenz‘“ verwalteten auch „„dıe verlegerische Tätigkeıit der „Tygodnik Powszechny““ die Lage 1M-
Fırma ‚„Libella‘‘ bekommenwietrüher. wenıgen katholischen Verlage un! InNeTr schwieriger. Dıie Zeitschrift wurde
Geäußlerte Vermutungen, dafß die Spal- Zeitschritten SOWI1e die Tätıgkeit der ıhnen 953 panz ENTIZORECN, weıl s1e sıch
Lung VO  —$ vornhereın eın Werk der katholischen Kreıse geprüft und daran weigerten, eiınen Nachruf tür Stalın
staatlıchen Behörden sel, lassen sıch erınnert, daß S1e Z Besitzstand der veröftentlichen. Schon vorher


